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 Bebauungsplan "Brunnenäcker" in der Gemeinde Schöntal 

Verfahren gemäß § 13b BauGB, Beteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Ihr Schreiben vom 14.07.2020

 

 

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin Filz, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde sowie 

aus Sicht der Abteilung 8  Denkmalpflege  zu der o.g. Planung folgendermaßen Stel-

lung: 

 

Raumordnung 

Mit der vorliegenden Planung soll am westlichen Siedlungsrand des Ortsteils Marlach 

der Gemeinde Schöntal ein allgemeines Wohngebiet mit einer Größe von ca. 1,26 ha 

im Verfahren nach § 13b BauGB festgesetzt werden. Bei dieser Vorschrift handelt es 

sich um eine reine Verfahrensvorschrift, die die Einhaltung des materiellen Rechts un-

berührt lässt. 

 

In der Begründung fällt die gemäß § 1 Abs. 3 BauGB darzulegende Erforderlichkeit 

für die geplante Wohnbebauung recht knapp aus und ist somit nicht ausreichend be-

achtet und abgearbeitet. Die Anwendung eines Verfahrens nach § 13b BauGB fordert 

allerdings ebenfalls die Einhaltung der vorgenannten Vorschrift. Es sind daher kon-

kretere und nachvollziehbare Angaben in den Unterlagen zu ergänzen, die die Lage 
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vor Ort näher beschreiben (z.B. Anzahl der Bauinteressenten, vorhandene bzw. ver-

fügbare Baulücken, Umsetzung der letzten Baugebiete einschließlich deren Bebau-

ung etc.). Zudem sind gemäß Luftbild noch einige Baulücken im Süden des Ortsteils 

festzustellen. 

 

Gemäß PS 2.4.0 Absatz 5 (Z) Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 sind für Klein-

zentren im Ländlichen Raum im engeren Sinne zur Sicherung einer nachhaltigen 

Siedlungsentwicklung und einer ausreichenden Auslastung öffentlicher Verkehre 

beim Wohnungsbau 45 Einwohner je Hektar als Mindest-Bruttowohndichte festge-

legt. 

 

Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung un-

terliegen, zu beachten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 ROG). 

 

Bei den Berechnungen zur Dichte wird in den vorgelegten Unterlagen davon ausge-

gangen, das 2 WE im Doppelhaus möglich sind. Allerdings werden in einer Doppel-

haushälfte i.d.R. in den seltensten Fällen 2 WE realisiert werden. Auch die angenom-

mene Anzahl von 4 WE bei maximal 6 WE in den drei nördlichen Baufeldern er-

scheint eher zu hoch gegriffen. Im Luftbild sind in der direkten und weiteren Umge-

bung des Plangebiets Wohngebäude in der angedachten Dimensionierung nur ver-

einzelt zu erkennen. 

 

Durch die vorgesehene Festsetzung zweier großer Baufenster als WA mit einer über-

wiegenden Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und teilweise sogar mit einer GRZ von 

0,5 als Obergrenze kann grundsätzlich eine hohe Dichte erreicht werden. Maßgabe 

ist daher die Einhaltung der vom Regionalverband Heilbronn-Franken in PS 2.4.0 Ab-

satz 5 (Z) festgelegten Mindest-Bruttowohndichte von 45 EW/ha. In diesem Zusam-

menhang weisen wir darauf hin, dass die Siedlungsdichte im Durchschnitt des ge-

samten Gebiets der Kommune sicherzustellen ist. 

 

Bei Realisierung der im Bebauungsplanentwurf eingetragenen Grundstücksgrößen 

mit Einzel- und Doppelhäusern würde nach unseren Berechnungen auf den 12 unver-

bindlich eingetragenen Baufeldern im Gegensatz zur der auf S. 9 der Begründung an-

gegeben Dichte von 66 EW/ha allerdings nur eine Dichte von 40 EW/ha erreicht wer-

den. Wesentliche Unterschiede liegen bei der in die Berechnung einbezogenen 

Größe des Plangebiets, der maximalen Anzahl der WE sowie beim Faktor Belegungs-

dichte je Wohneinheit. Laut Statistischem Landesamt Baden-Württemberg liegt die 
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Belegungsdichte für die Gemeinde Schöntal  anders als auf S. 9 der Begründung mit 

2,3 angegeben  bei 2,1 EW/WE (Stand 2019  vgl. https://www.statistik-bw.de/Woh-

nen/GebaeudeWohnungen/99045041.tab?R=GS126072). 

 

Grundsätzlich ist bei der Berechnung der Mindest-Bruttowohndichte die gesamte 

Plangebietsgröße zwingend zu berücksichtigen. Bei Zugrundelegung dieser Vorgabe 

ergibt sich bei Anwendung folgender Annahmen somit eine Bruttowohndichte von: 
12 Baufelder: 
davon 6 EFH * durchschnittl. 1,5 WE =     9 WE 
davon 3 DH (1 WE je DHH, d.h. 2 WE je DH) =   6 WE 
davon i.d. 3 nördl. Baufeldern durchschnittl. 3 WE =   9 WE 
        24 WE * 2,1 EW/WE : 1,26 ha = 
40 EW/ha 

 

Bei Nichtberücksichtigung der öffentlichen Grünfläche (ca. 0,11 ha), welche fast voll-

ständig in den Ausläufern eines westlich an das Plangebiet angrenzenden Vorrangge-

bietes für den vorbeugenden Hochwasserschutz gemäß PS 3.4.1 Abs. 3 (Z) Region-

alplan - HQ-Extrem - liegt, ergibt sich aufgrund der Nichtbebaubarkeit dieser Flächen 

allerdings eine Dichte von rund 50 EW/ha (24 WE * 2,1 EW/WE : 1,15 ha = 

50,4 EW/ha  50 EW/ha). 

 

Insofern kann die Einhaltung der Festlegung der Mindest-Bruttowohndichte gemäß 

PS 2.4.0 Absatz 5 (Z) Regionalplan in diesem Einzelfall mitgetragen werden. 

 

Wir regen dennoch an, z.B. kleinere Grundstücksgrößen anzubieten oder die Festset-

zungen zur Bauweise um Hausgruppen zu ergänzen. Hierdurch würde auch 

§ 1a Abs. 2 BauGB entsprochen, wonach mit Grund und Boden sparsam und scho-

nend umgegangen werden soll. 

 

Ferner liegt der südwestliche Bereich des Plangebiets innerhalb eines Vorbehaltsge-

bietes für Erholung gemäß PS 3.2.6.1 Absatz 4 Regionalplan. 

 

PS 3.2.6.1 Absatz 4 lautet: 

Vorbehaltsgebeten für Erholung sollen die natürlichen und kulturellen Erho-

lungsvoraussetzungen in ihrem räumlichen Zusammenhang erhalten werden. Den 

Belangen der landschaftlichen Erholungseignung ist bei der Abwägung mit konkurrie-

renden, raumbedeutsamen Maßnahmen ein besonderes Gewicht beizumessen. Viel-
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falt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft und der räumliche Zusammen-

hang der Erholungsräume sollen erhalten und regional bedeutsamen Kulturdenkma-

len ein entsprechendes Umfeld bewahrt werden. Sport- und Freizeiteinrichtungen 

sind möglich, soweit die Funktionen der landschaftsbezogenen Erholung dadurch 

 

 

Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG). Vorbehaltsgebiete 

sind als Grundsätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. v. 

15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Planung nicht grundsätzlich 

entgegenstehen, jedoch in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

 

Die Planunterlagen sind daher durch entsprechend nachvollziehbare Ausführungen 

zum Umgang mit den Inhalten des o.g. Plansatzes zu ergänzen. 

 

 

Wichtige Hinweise aus bauplanungsrechtlicher Sicht: 

Aufgrund der Stichtagsregelung in § 13b BauGB weisen wir darauf hin, dass das be-

schleunigte Verfahren gemäß § 13b BauGB nur dann zur Anwendung kommen kann, 

wenn eine förmliche Einleitung des Bauleitplanverfahrens bis 31.12.2019 erfolgte. Die 

förmliche Einleitung eines Bauleitplanverfahrens setzt die ortsübliche Bekanntmachung 

des Aufstellungsbeschlusses voraus, § 2 Abs. 1 BauGB. Alternativ ist das Bauleitplan-

verfahren förmlich eingeleitet, wenn die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits-

beteiligung oder die Offenlage vor dem Stichtag durchgeführt sind. 

 

Weder aus dem Bebauungsplanentwurf noch aus den Planunterlagen ist abzulesen, 

ob und wann eine ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgt 

ist. Daher empfehlen wir, die Anwendung eines Verfahrens gemäß § 13b BauGB in 

Absprache mit dem Landratsamt Hohenlohekreis als zuständige Genehmigungsbe-

hörde zu klären. 

 

Wir weisen zudem darauf hin, dass die Erweiterung des Anwendungsbereichs des be-

schleunigten Verfahrens auf an den Ortsrand anschließende Außenbereichsflächen 

gemäß § 13b BauGB, den Gemeinden, die mit ihrem Innenentwicklungspotential an 

ihre Grenzen gekommen sind, bei Bedarf eine weitere Wohnbaulandmobilisierung er-

möglichen soll. 
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Ferner weisen wir vorsorglich darauf hin, dass die im § 13b BauGB-Verfahren geschaf-

fenen Wohnbauflächen in künftigen Fortschreibungen von Flächennutzungsplänen in 

der Flächenbilanz als Potentiale zu berücksichtigen sind, soweit diese bis dahin noch 

nicht bebaut sind. 

 

Wir bitten um Mitteilung des Abwägungsergebnisses zu den von uns vorgebrachten 

Anregungen und Hinweisen (§ 3 Abs. 2 S. 4 BauGB). 

 

 

Denkmalpflege 

Abteilung 8 des Regierungspräsidiums Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege, Refe-

rat 84.2 Archäologische Denkmalpflege, nimmt zu den Planungen wie folgt Stellung: 

 

Darstellung des Schutzgutes 

Das Plangebiet liegt innerhalb des archäologischen Prüffalls Listen-Nr. 3 (MARL003, 

ADAB-

Luftbilder Bodenmerkmale, die auf mögliche vorgeschichtliche Siedlungsbefunde hin-

weisen. (Zur Abgrenzung s. Abbildung Bereich 3) 

 

Wir bitten um nachrichtliche Übernahme in die Planunterlagen. 
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Darlegung der konservatorischen Zielsetzung, weiteres Vorgehen 

An der Erhaltung von archäologischen Kulturdenkmalen besteht grundsätzlich ein öf-

fentliches Interesse. Sollte an den Planungen in der vorliegenden Form festgehalten 

werden, regen wir daher Folgendes an: 

Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und Bauverzögerungen durch erst 

spät bei laufenden Baumaßnahmen bekannt werdende archäologische Funde und Be-

funde zu vermeiden, sollten frühzeitig, spätestens im Vorfeld der Erschließung archä-

ologische Voruntersuchungen durch das Landesamt für Denkmalpflege im Regierungs-

präsidium Stuttgart (LAD) durchgeführt werden. Zweck dieser Voruntersuchungen ist 

es festzustellen, ob bzw. in welchem Umfang nachfolgende Rettungsgrabungen nötig 

werden. Dazu bietet das Landesamt für Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. insbesondere zu Fris-

ten für die Untersuchungen und zur Kostenbeteiligung des Veranlassers. (Info unter: 

https://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmal-

pflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen/) 
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Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass im Falle notwendiger Rettungsgrabungen die 

Bergung und Dokumentation der Kulturdenkmale ggf. mehrere Monate in Anspruch 

nehmen kann und durch den Vorhabenträger finanziert werden muss. 

 

Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an das Landesamt für Denkmalpflege, 

Dr. Klaus Kortüm, Tel. 0711 / 904 45 - 245, email: klaus.kortuem@rps.bwl.de. 

 

Wir bitten, diese Hinweise in die Planunterlagen einzufügen. 

 

 

Hinweis: 

Wir bitten künftig  soweit nicht bereits geschehen  um Beachtung des Erlasses zur 

Koordination in Bauleitplanverfahren vom 10.02.2017 mit jeweils aktuellem Formblatt 

(abrufbar unter https://rp.baden-württemberg.de/Themen/Bauen/Bauleitplanung/Seiten/default.aspx). 

 

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, 

dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung davon - 

zusätzlich in digitalisierter Form - im Originalmaßstab zugehen zu lassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

Dierk Wöhrmann 

 




















